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Karlsruher Zeitung
Staatsmyeiger für das Großheyogtum Kaden

Samstag , den 15. Januar 1916 159 . Jahrgang
Expeditlo « :

Sorl Frievrich - Striche Nr . 14 (Fernsprrch .
«michuch Rr . SSl , 952, 963, 954), mcfelfrft - l,ch

Auzeigeit in Eiupsaiig genommen werden .

BoranSbezahlun « : vierteljährlich 3 Jt 50 !% \ durch die Post im Gebiete der deutschen Postverwaltung ,
Vriefträzerzebiibr eingerechnet , 3 * 67 -9 — Einriiclungszebüdr : die k mal gespaltene Petitzeile oder deren
Raum 25 Brief » und Gelder srei . Bei Wiederholungen tarifsester Rabatt , der bei Klageerhebung , Zwangs -

weiser Beitreibung und Konkursverfahren hinfällig wird . Erfüllungsort Karlsruhe .

Unverlangte Drucksachen und Manuskripte
werden nicht zurückgegebenund es wird keiner-
lei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergilt >»nz

Übernommen .

StsMsanzeiger .
Das Ministerium des Funern hat unterm 6. Januar

1916 den Verwaltungsaktuar Friedrich Farrcukopf
beim Bezirksamt Mannheim zum Amtsaktuar ernannt .

Nr . V . 1 . 1445/11 . 15. K .R .A.
Dritte Nachtrags - Berordnung

zu der Bekanntmachung , betreffend
Bestaudserhebung und Beschlagnahme von Kautschuk
(Gummi ), Guttapercha, Bakata und Asbest, sowie von
Halb - und Frrtigsabrikaten unter Verwendung dieser

Rohstoffe
(V. 1 . 663/6. 15 . KM.A .).

Nachstehende Nachtrags -Verordnung wird im Auf -
trage des Kriegsministerntms auf Grund der Bekannt -
machnng über die Sicherstellung von Kriegsbedarf vom
24 . Juni 1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 357 ff .) in Verbin¬
dung mit der Erweiterung vom .9 . Oktober 1915
(Reichs -Gesetzbl. S . 645) hiermit zur allgemeinen
Kenntnis gebracht mit dein Bemerken , daß jede Zu -
Widerhandlung gegen di-ese Bekanntmachung , soweit
nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen höhere Stra -
feil verwirkt sind , nach § 6 der Bekanntmachung über
die Sicherftellung von Kriegsbedarf * bestraft wird .

Die in der Bekanntmachung V . 1 . 663/6 . 15 . K .R .A.
in § 2 b unter VII genannten Gegenstände :

Klasse Gegenstand

30 ■ Fahrraddecken (montiert und unmontiert ) mit Garantie .
32 Fahrradschläuche (montiert u , un montiert ) mit Garantie ,

soweit sie nach § 5 der genannten Bekanntmachung mel -
depslichtig sind , lverden hiermit gcmäs; § 4 der Bundes -
ratsverordnung über die Sicherstellung von Kriegsbe -
darf vonl 24 . Juni 1915 beschlagnahmt .

Diese Gegenstände dürfen voin 4. Januar 1916 ab :
1 . in Bayern nur noch an die Traindepots des I . und

II . Bayerischen Armeekorps ,
2 . »n Sachsen nur noch an die Königliche Milnitions -

fabrik in Dresden ,
3. in Württemberg nur noch an die Königlich Wirt -

tenibergische Artillerie , und Traindepot -Direktion ,
4 . in sämtlichen übrigen Bundesstaaten nur noch an

die Königliche Gewehrfabrik in Spandau
oder an deren durch schriftlichen Anstrag ausgewiesene
Beauftragte verkauft oder geliefert werden . Die Melde -
Pflicht nach Maßgabe der Bekanntmachung V . I . 663/6 . 15.
K .N .A . an die Kautschuk -Meldestelle der Kriegs -Roh¬
stoff -Abteilung des Königlich Preußischen Kriegsmini -
steriums , Berlin W Potsdamer Straße 10/11 , bleibt
bestehen .

Die Bekanntmachung tritt mit ihrer Verkündung in
Kraft .

K a t l s r h h e , den 4. Januar 1916.
Der kommandierende General :
F r h r . von Manteuffel .

General der Infanterie .

Nr . V . IL 206/11 . 15. KM .A.

Bekanntmachung ,
betreffend Beschlagnahme und Bestandserhebnng von

Nußbaumholz und stehenden Nußbäumen .
Vom 15. Januar 1916.

Nachstehende Bekanntmachung wird hiermit auf Er -
suchen des Königlichen Kriegsministeriums mit dem Be -
merken zur allgemeinen Kenntnis gebracht , daß jede
Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften , betreffend Be¬

* Mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafebis zu zehntausend Mark wird , sofern nicht nach allgemeinen
Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind, bestraft :

'

2 . wer unbefugt einen beschlagnahmten . Gegenstand bei-
scitefchafft , beschädigt oder zerstört , verwendet , verkauft
oder kauft, oder ein anderes Veräuherungs - oder Er -
werbsgeschaft über ihn abschließt ;3. wer der Verpflichtung , die beschlagnahmten Gegenstände
zu verwahren oder pfleglich zu behandeln , zuwider -
handelt !

4. wer den nach § 5 erlassenen Ausführungsbestimmungen
zuwiderhandelt .

schlagnahme , Bestandserhebung und Lagerbuchführung
auf Grund der Bekanntmachung über Vorratserhebun -
gen vom 2 . Februar 1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 54) in
Verbindung mit den Bekanntmachungen vom 3 . Sep -
tember 1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 549) und vom 24 . Ok-
tober 1915 (Reichs -Gesetzbl. S . 684) *, sowie auf Grund
der Bekanntmachung über die Sicherstellung von
Kriegsbedarf vom 24 . Juni 1915 (Reichs -Gesetzbl .
S . 357), in Verbindung mit den Ergänzungs -Bekannt -
machungen vom 9. Oktober 1915 (Reichs - Gesetzbl .
S . 645 ) und 25 . November 1315 (Reichs -Gesetzbl .
S . 778) * * bestraft wird , soweit nicht nach den allgemei -
nen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind .

§ 1 . Inkrafttreten der Anordnungen .
Die Anordnungen dieser Bekanntmachung treten mit

ihrer Verkündung in Kraft .
§ 2, Von der Bekanntmachung betroffene Gegenstände .

Von dieser Bekanntmachung werden betroffen :
1 . Vorräte an Rußbaumholz mit einer Mindeststärke

von 6 cm , einer Mindestlänge von 100 cm und
einer Mindestbreite von 20 cm ,

2 . alle stehenden Walnußbäume , deren Stämme bei
einer Messung in Höhe von 100 cm über dem Bo -
den einen Umfang von mindestens 100 cm auf -
weisen .

Nicht betroffen von der Bekanntmachung werden Er -
Zeugnisse aus Nutzbaumholz (wie z. B . Möbel).
§ Z. Von der Bekanntmachung betroffene Personen .

Von dieser Bekanntmachung werden betroffen :
1 . alle natürlichen oder juristischen Personen , Kom -

munen , öffentlich - rechtlichen Körperschaften und
Verbände , welche Gegenstände der im § 2 aufge¬
führten Art in Gewahrsam haben , oder in deren
Betrieben solche Gegenstände erzeugt oder verarbei -
tet werden , oder für welche sich die Gegenstände
unter Zollauficht , oder aus deren Grund und Bo -
den sich die Walnußbäume befinden ,

2 . alle Empfänger solcher Gegenstände nach Empfang
derselben , falls die Gegenstände am Stichtage (§ 5)
sich auf dem Versand befinden und nicht bei einer
der unter 1 . bezeichneten Personen usw . in Ge -
wahrsam oder unter Zollaufsicht gehalten werden .

8 4. Beschlagnahme.
Die im § 2 bezeichneten Gegenstände werden hiermit

beschlagnahmt .
Trotz der Beschlagnahme ist ihre Verarbeitung zu Ge -

genständen des Kriegsbedarfs und ihre unmittelbare
Veräußerrmg an staatliche Militärwerkstätten gestattet .
Außerdem darf ihre Verarbeitung oder Veräußerung
erfolgen , wenn der Verarbeite ? oder Erwerber nachweist ,
daß sie zur Erfüllung eines militärischen Liefernngs -
auftrage ^ erfolgt . Als Nachweis gilt eine schriftliche
Bescheinigung des Königlichen stellvertretenden General -
rommandos , in dessen Bezirk der Verarbeiter oder Er¬
werber seinen Wohnsitz hat .

Die Veräußerung und Verarbeitung der im § 2 be¬
zeichneten Hölzer , die zur Herstellung von Gegenständen

* Wer vorsätzlich die Auskunft , zu der er auf Grund dieser
Verordnung verpflichtet ist , nicht in der gesetzten Frist er-
teilt oder wissentlich unrichtige »der unvollständige Angabe «
macht, wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu zehntausend Mark bestraft, auch können
Vorräte , die verschwiegen find, im Urteil für dem Staate ver -
fallen erklärt werden . Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich
die vorgeschriebenen Lagerbücher einzurichten oder zu führen
unterläßt . Wer fahrlässig die Buskunst , zu der er auf Grund
dieser Verordnung verpflichtet ist , nickst in der gesetzten Frist
erteilt oder unrichtige »der unvollständige Angaben macht,
wird mit Geldstrafe bis zn dreitausend Mark ober im Unver¬
mögensfalle mit Gefängnis bis zu sechs Monate « bestraft .
Ebenso wird bestraft , wer fahrläffig die vorgeschriebenen
Lagerbücher einzurichten oder zu führen unterläßt .

* * Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geldstrafe
bis zu zehntausend Mark wird , sofern nicht nach allgemeinen
Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt sind, bestraft :

i ;
2. wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand beiseite -

schafft, beschädigt oder zerstört, verwendet , verkauft oder
■ ein anderes Veräutzerungs - oder Erwerbsgeschäft über

ihn abschließt;
3 . wer der Verpflichtung , die besch 'agnahmten Gegenstände

zu verwahren und pfleglich zu bebandeln , zuwiderhandelt ;
4 . wer den nach § 5 erlassenen Ausführungsbestimmungeu

zuwiderhandelt .
Mit einer Beilage : Aushangtafel „Arbeitsvermittlung für

des Kriegsbedarfs nicht geeignet sind , ist allgemein ge-
stattet , falls der Verkaufspreis für das Kubikmeter (Fest -
meter ) der Ware 60 M . nicht übersteigt .

§ 5 . Meldepflicht.
Die im § 3 bezeichneten Personen unterliegen bezüglich

der im § 2 bezeichneten Gegenstände einer Meldepflicht .
Maßgebend für die Meldepflicht ist der mit Beginn des

15 . Januar 1916 (Stichtag ) vor? ndene Bestand .
Die Meldung hat zu erfolgen :
a ) bei den Vorräten an Nußbaumholz (§ 2 Ziff . 1 )

nach Kubikmetern (Festmetern ) ,
b ) bei den Walnußbäumen ( § 2 Ziff . 2) nach Stamm¬

zahl und Umfang , dessen Größenangabe von
20 cm zu 20 cm nach oben abzurunden ist.

Die Bestandsmeldungen sind bis znm 25. Januar 1916
unter Benutzung der vorschriftsgemäß auszufüllenden amt -
lichen „Meldescheine für Nußbaumholz " (§ 6) an die
Kriegs -Rohstoff -Abteilung , Sektion V . IL des König¬
lich Preußischen Kriegsministeriunis . Berlin SW 48,
Verlängerte Hedemannstraße 10, zu erstatten .

§ 6. Meldescheine.
Die Meldescheine nebst Briesnmschlägen sind anzufor -

dern bei dem stellvertretenden Generalkommando
XIV . Armeekorps , Karlsruhe .

Die Anforderung hat anf einer Postkarte (nicht mit
Brief ) zu erfolgen , die nichts anderes enthalten darf als
die Kopfschrift „Betrifft Meldescheine für Nußbaumholz "

,
die kurze Anforderung der Meldescheine und die deutliche
Unterschrist mit genauer Adresse. Auf einem Melde¬
schein darf nur der Vorrat eines Meldepflichtigen ange -
geben werden .

Wer gemäß § 5 Gegenstände zu melden hat , deren
Eigentümer er nicht ist, hat jene Gegenstände gesondert
von den eigenen unter Bezeichnung des Eigentümers
anf dein Meldeschein anzugeben .

Der Meldeschein darf weitere Mitteilungen als die
Meldung nicht enthalten ; auch dürfen bei Einsendung
der Meldescheine andere schriftliche Erklärungen in dem -
selben Briefumschlag nicht beigefügt werden .

§ 7. Lagerbuchsührung.
Wer die im § 2 Ziffer 1 bezeichneten Vorräte an Nuß -

baumholz aus Anlaß des Handelsbetriebes oder sonst des
Erwerbes wegen in Gewahrsam hat . muß ein Lagerbuch
führen , aus dem jede Änderung an den Bestandsmengen
und ihre Verwendung zu ersehen ist. Soweit der Melde -
Pflichtige bereits ordnnngsgemäß ein derartiges Lager -
buch führt , braucht er kein besonderes Lagerbuch einzu «
richten .

§ 8. Ausnahmen .
Die Kriegs -Rohstosf -Abteilung i)es Königlich Preußi -

scheu Kriegsministeriums ist ermächtigt , Ausnahme »
von diesen Anordnungen zu gestatten .

§ 9. Anfragen und Anträge.
Anfragen und Anträge sind an die

Kriegs -Rohstoff -Abteilnng , Sektion V . II . des Kö -
mglich Preußischen Kriegsminifteriums , Berlin
SW . 48 , Verlängerte Hedemannstraße 10,

zu richten . Sie müssen auf dem Briefumschlag sowie am
Kopfe des Briefes den Vermerk tragen : „ Betrifft ' Bs -
standserhebung für Nußbaumholz ".

Karlsruhe , den 15. Januar 1916.
-Der kommandierende General :

von Manteuffel ,
General der Infanterie .

Nicbt - AmtlLcker Teil .
Karlsruhe , 14. Januar .

Westlicher Kriegsschauplatz.
Haag , 13 . Jan . Reuter meldet aus London : Das

Unterhaus hat das Di e nstp fl i cht ge setz in
zweiter Lesung mit 431 gegen 39 Stimmen an -

genommen .
London , 13 . Jan . Reuter meldet : Auf der großen

Versammlung der Bergarbeiter , die heute
in London abgehalten wurde , wurde beschlossen ,
dem Gesetzentwurf für die Dienstpflicht Wider -

stand zu leisten . Es soll jedoch nichts getan wer -
den , bevor der Gesetzentwurf Kraft erhalten habe.

Kriegsinvalide " .



Oeftliche? Kriegsjchanplati .
Wie «, 13. Ja « . Amtlich wird verlautbart , 13. Jan . :

Russischer Kriegsschauplatz :
In Ostgalizien und an der bessarabischen Front stel-

lenweise Geschützkampf. Soust keine besonderen Er -
»ignisse .

Die amtliche russische Berichterstattung hat es sich in
der letzten Zeit zur Gewohnheit gemacht , der freien Er -
findung kriegerischer Begebenheiten den weitesten Platz
einzuräumen . Entgegen allen russischen Angaben sei
ausdrücklich hervorgehoben , daß unsere Stellungen öst-
lich der Strypa und an der bessarabischen Grenze —
von einem einzigen Bataillons -Abschnitt abgesehen , den
wir um 200 Schritte zurücknahmen , — genau dort ver¬
laufen , wo sie verliefen , ehe die mit großer militärischer
und journalistischer Aufmachung eingeleitete und bisher'mi 't schweren Verlusten für den Gegner restlos abge -
schlagen? russische Weihnachts -Offensive begann . Sind
sonach alle gegenteiligen Nachrichten aus Petersburg
falsch, so beweisen außerdem die Ereignisse im Südosten ,
das? die vergeblichen russischen Anstürme am Tnjestr und
«m Pruth auch nicht zur Entlastung Montenegros bei -
zutragen vermochten .

Der Stellvertreter des Chefs des Generalstabs :
v . Höfer , Feldmarschalleutnant .

Italienischer Kriegsschauplatz .
Wien , 13. Jan . Amtlich wird verlautbart , 13 . Jan . :

Italienischer Kriegsschauplatz :
In den Judicarien Leschoß die italienische Artillerie

die Ortschaften Creto Und Por ? auf Roncoue warfen
feindliche Flieger Bomben ab , ohne Schaden anzurichten .
Rago (östlich Riva ) stand gleichfalls unter feindlichem
Feuer . Unsere Artillerie schoß das italienische BaraÄen -
lager südlich Pontafel in Brand . An der küstenländi -
schen Front hielten die beiderseitigen Geschützkämpse im
Tolmeiu - und Doberdo -Abschnitt an .

Der Stellvertreter des Chefs des Generalstabes :
von Höfer , Feldmarschalleutnant .

•S,

Die Ereignisse ans dem Kallran.
Wien , 13. Jan . Amtlich wird verlautbart , 13. Jan . :

Südöstlicher Kriegsschauplatz :
Die an der Adria vorgehende österreichisch-ungarische

Kolonne hat die Montenegriner aus Budua vertrieben
und den nördlich der Stadt aufragenden Berg Maini
Vrh in Besitz genommen . Die im Lowtschengebiet ope -
» irrenden Kräfte standen gestern abend sechs Kilometer
westlich von Cetinje im Kampfe . Auch die Gefechte bei
Grichovo verlaufen günstig . Unsere Truppe » sind ins
Talbecken vorgedrungen . Im Grenzraume südlich von
Avtovac überfielen wir den Feind in seinen Höhenstel -
lungen ; er wurde geworfen . Im Nordosten Montene .
? ros ist die Lage unverändert .

Der Stellvertreter des Chefs des GeneralstabS :
v . H ö s e r , Feldmarschalleutnant .

Türkischer Kriegsschauplatz .
Der Schlußkampf an den Dardanellen .

Konstantinopel , 13. Jan . Das Hauptquartier
teilt mit : Die Schlacht am 8 . Januar und in der Nacht
vom 8 . Januar zum 9 . Januar , die mit der Nieder -
läge des Feindes bei Sedd - ül - Bahr en -
dete , spielte sich folgendermaßen ab : Die verminderte
Tätigkeit der feindlichen Landartillerie , an deren Stelle
die Schiffsartillerie getreten war , die Anwesenheit zahl -
reicher Transportschiffe bei der Landungsstelle , sowie
der Umstand , daß der Feind neuerlich Hospitalschiffe
zur Wegschafsung von Truppen während des Tages
mißbrauchte , ließ auf eine bevor st eh ende Flucht
des von unserem heftigen Artilleriefeuer beunruhigten
Feindes schließen . Es wurden alle Maßregeln ge»
troffen , um diese Flucht diesmal für den Feind v e r -
I u st r e i ch zu gestalten . Diese Maßregeln wurden
auch mit vollem Erfolg durchgeführt . Seit dem
4 . Januar begannen die Vorbereitungen zu dem An -
griff . Die für den Angriff gewählten Abschnitte wur -
den von unserer Artillerie und von

'
Bombenwerfern

heftig beschossen . Am 8. Januar verstärkten wir unser
Feuer , ließen Minen springen und schickten schließlich
auf ■der ganzen Front starke Ausklärungsab¬
teilungen vor . Im Hinblick auf dieses Vorspiel
zu unserem Angriff versammelte der Feind in der
Gegend seines linken Flügels zahlreiche Kriegs -
schiffe , die unsere Abteilungen und vorgeschobenen
Stellungen heftig beschossen . Unsere Abteilungen ka -
men stellenweise an die feindlichen Schützen -
graben heran , wurden dort vom Feinde mit Jnfan -
teriefeuer und Handgranaten empfangen , hielten aber
diese Stellungen bis zum Mittag . In der Nacht vom
8 . zum 9 . Januar warsen wir neuerdings unsere Er -
kundungsabteilungen gegen die feindlichen Schützen -
grüben vor . Um 3 Uhr morgens war der Beginn der
feindlichen Rückzugsbewegung im Zentrum fühl -
bar geworden . Wir ließen deshalb unsere ganze
Front vorgehen . Ein Teil der zurückgehenden
feindlichen Truppen floh unter dem Schutze
der heftig feuernden feindlichen Schiffe zu den Lau -
dungsstellen , ein anderer Teil ließ zahlreiche selbsttätige
Minen springen und versuchte so unseren Vormarsch
Schritt für Schritt aufzuhalten . In diesem Augenblick
eröffneten unsere weittragenden Ge -

schütze ein heftiges Feuer gegen die Lan -
dungsstege , während unsere Landbatterien die
Nachhuten des Feindes stark beschossen und
ihm zahlreiche Verluste beibrachten . Unsere
Gebirgsgeschütze gingen mit dem Angriff vor
und beunruhigten den Feind aus der Nähe . Unsere
Truppen trotzten tapfer dem Feuer der feindlichen
Schiffe und der selbsttätigen Minen . Mit freudigem
Mute , die Hölle voll Gefahren ringsum nicht achtend ,
machten sie die feindlichen Soldaten nieder , die nicht
mehr dem wirksamen Feuer unserer Artillerie entslie -
hen konnten und verzweifelten Widerstand leisteten . Bei
Tagesanbruch fanden sich unsere Truppen auf dem
Schlachtfelde untA zahlreichen feindlichen
Leiche n . Wir haben schon kürzlich festgestellt , daß
unsere Artillerie sehr wirksame Treffer erzielt hat ,
und daß der Feind , den wir auf der ganzen Front mit
allen nus zur Verfügung stehenden Mitteln bedräng -
ten , bei dem Angriffe unserer starken Abteilungen nicht
mehr imstande war , selbst unter dem Schutze seiner vie -
len Schiffsgeschütze den Widerstand an diesem Abschnitte
fortzusetzen . So endete der letzte Akt der Kämpfe , die
sich seit acht Monaten auf der Halbinsel abgespielt hat -
ten , mit der Niederlage und dem Rückzüge des Feindes .
Die Zählung der großen Beute ist noch nicht be>
endet . Sie besteht in Kanonen , Waffen , Mu -
n i t i o n , Pferden , Mauleseln , Wagen und einer gro -
ßen Anzahl anderer Gegenstände .

*
Konstantinopel , 13. Jan . Das Hauptqartier teilt mit :

An der Jraksront keine Änderung .
An der Kaukasusfront griff der Feind am

19. Januar zweimal kräftig unsere Stellung bei Nar -
man an , wurde aber zurückgeschlagen und ließ
199 Tote auf dem Schlachtfelde .

Am 19 . Januar beschossen mehrere feindliche Kreuzer
und Torpedoboote zeitweilig Sedd - ül - Bahr , die
llmgegend von Tekke Burnu und die anat o li -
schen Batterien , ohne Schaden anzurichten . Ein
Kreuzer , der aus der Richtung Kawalla kam , wollte ge-
gen unseren Abschnitt nördlich der Bucht von Saros
das Feuer eröffnen , wurde aber durch das Gegenfeuer
unserer in der Umgebung aufgestellten Batterien v e r-
jagt . Unsere von den Leutnants Boedicke und
Chonos gelenkten Flugzeuge schössen am 9 . Ja -
nuar einen vierten feindlichen Flieger ab ;
er stürzte aus offener See bei Sedd -ül -Bahr ab .

Der Krieg und die Heimat .
Deutscher Reichstag .

Berlin , 13. Jan . Am Bundesratstisch : Staatssekretär Dr .
Delbrück, Unterstaatssekretär Frhr . v . Stein .

Präsident Dr . Kaempf eröffnet die Sitzung um 2 .15 Uhr.
Die Besprechung der E r n ä h,r p n gs f r a ge n wird fort -
gesetzt .

Abg . Simon ( Soz . ) : Wenn wir auch anerkennen , daß die
Regierung vor neue Aufgaben gestellt war , so können wir ihr
doch nicht den Vorwurf erfptren , daß sie diese Aufgaben nur
doch nicht den Vorwurf ersparen , daß sie diese Aufgaben nur
ist der, daß die öffentliche Besprechung der Zustände im Nah -,
rungsmittelwesen unterbunden ist.

Redner nennt die Strafen gegen den Lebensmittelwucher
viel zu niedrig , die Verdienste der Großmühlen viel zu hoch .
Die Reichsgetreidegesellschaft leistet der Ausnützung des Volkes
den größten Vorschub. Gegen die Verwendung von Getreide
als Futter haben wir nichts einzuwenden , aber nur , wenn für
die Ernährung in erster Linie gesorgt ist. Die Verkürzung
der Brotration wird eine arge Enttäuschung in i >et Arbeiter¬
bevölkerung hervorrufen . Dabei sind erstklassiger Weizen ver-
schrotet und große Mengen Roggen der Spirituszentrale zum
Schnapsbrennen ausgeliefert worden . Eine Erhöhung der
Kartoffelpreise würde katastrophal wirken . Wir zweifeln nicht
an dem guten Willen der Regierung . Sie muß aber mit Ent -
fchlußkraft dahinter stehen, das Notwendige rücksichtslos durch -
zuführen . (Beifall bei den Sozialdemokraten . )

Abg. Marx (Ztr . ) : Das feindliche Ausland ist nicht imstande ,
uns das nachzumachen, was bei uns geschaffen worden ist.
Allerdings hat die Regierung manchmal viel zu spät und dann
auch nicht genügend energisch eingegriffen . Leider sind auch
gebildete Kreise der städtischen Bevölkerung immer noch ge-
neigt , der Landwirtschtft die Schuld an der Teuerung zuzu -
schieben. Alle Berufsstände sollten sich bemühen , einander
zu verstehen . Bei der Kartoffelverforgung des Westens ist
nicht richtig verfahren worden . Fleisch - und Butterkarten
sind im allgemeinen nicht durchführbar, wohl aber lassen sich
bei den Kommunen Einrichtungen für Notleidende fchaffen.
Gegen die sogenannten „Hamster " müsse eingeschritten wer -
den . ( Beifall . )

Präsident Dr . Kämpf rügt nachträglich die Äußerung des
Abg. Simon , es sei ein Skandal , daß die Reichsgetreidestelle
derartige Wucherpreise gestatte .

Unterstaatssekretär Michaelis : Es ist richtig , daß wir den
Kornbrennereien 45 000 Tonnen Getreide überwiesen haben .
Das Quantum ist nicht so erheblich, daß es für die Allgemein -
heit ins Gewicht fällt . Der Mehlpreis wird nicht erhöht
werden . Die Verschrotung von Getreide glaubten wir da-
durch rechtfertigen zu können , weil das Quantum in Form
der Schweinemast der Volksernährung doch wieder zugute
kommt. . „ . = .

Major Kosth: Wir können tn unserer ganzen Kriegswirt¬
schaft zwei Perioden unterscheiden : Die erste Periode umfaßt
die Zeit , in der wir danach trachten mußten , die Neuformatio -
nen unter allen Umständen an die Front zu bringen . Später
erst konnte die Preisregulierung vorgenommen werden . Zu -

nächst mutzte die Industrie im Gang gehalten werden . Diese
Periode läuft ungefähr bis zum Frühjahr 1915 . Die zweite
Periode ist die der darauffolgenden Stagnierung und da wur -
den die Richtpreise eingerichtet . Diese bezogen sich namentlich
auf das Leder. Diesen Richtpreisen werden jetzt Höchstpreise
für Gerbstoffe folgen .

Abg. Held (Natl .) : Die Debatte ergibt , daß w,r durchhalten
müssen, sollen und werden . Schon zu Beginn des Krieges
haben Sachverständige auf die Beschlagnahme der Futtermit -
tel zur Erhaltung des Schweinebestandes hingewiesen . Leider
ist dies nicht erreicht worden . Der wissenschaftliche Schweine -'
mord war eine unselige Matznahme , die als Ursache für die

gegenwärtige Fettarmut anzusehen ist. - Die Schweineschlach -

tungen sind die Ursache für die gegenwärtige Fleischnot . Sache

der Regierung ist eS, den Höchstpreisen Wirksamkeit für dir
Bevölkerung zu geben . Die Viehproduktion muß rentabel blei -
den . Damit hängt das Interesse >der Konsumenten eng zusam -
men . Was helfen uns Höchstpreise, wenn wir überhaupt kein
Fleisch bekommen . Für Hafer und Gemüse haben die Höchst -
preise ebenfalls vollständig versagt . Die Berufsstände , die alle
zum Durchhalten bereit sind, mögen das Gemeinsame suchenund nicht das Trennende auf wirtschaftlichem Gebiete zum
Wohle des Vaterlandes . (Beifall . )

Abg. Fischbeck (Vpt . ) : Es fällt uns nicht ein , auf die Land»
Wirtschaft zu schimpfen. Wünschenswert wäre es aber , wenn
die Agrarier mehr das allgemeine Interesse im Auge behiel -
ten . Der Antrag auf Schlachtung der Schweine ist hier ein -
stimmig angenommen worden . Wir mutzten einen Sprung
ins Dunkle machen. Staat und Organisationen müssen da-
für sorgen , datz die gute Wirkung der Höchstpreise eintritt .
Tun wir alle unsere Schuldigkeit dem Vaterland '

gegenüber .
(Beifall . )

Hierauf vertagt sich das Haus auf Freitag , den 14 . Januar ,
11 Uhr pünktlich. Kleine Anfragen , Rest der heutigen Tages -
ordnung . Schlutz % 7 Uhr.

Stuttgart , 13 . Jan . Die sozialdemokratische
Fraktion öes Reichstages hat in ihrer Sitzung von
gestern abend mit 69 gegen 23 Stimmen eine
Erklärung angenommen , nach welcher der Abgeord -
nete Liebknecht wegen fortgesetzter gröblicher Ver -
stoße gegen seine Pflichten als Fraktionsmitglied die
aus der Fraktionszugehörigkeit hervorgehen -
den Rechte verwirkt hat .

Preußischer Landtag .
Berlin , 13 . Jan . Der preußische Landtag wurde

heute im Weitzen Saale des Königlichen Schlosses vom Mini -
stevpräsidenten v . Bethmann -Hollweg eröffnet . Ministerprä -
sident v. Bethmann - Hollweg verlas die Thronrede , in der
es u . a . heißt :

Wie unsere Feinde uns den Krieg aufgezwungen haben ,
so tragen sie die Schuld und Verantwortung , daß sich die Völ -
ker Europas weiter zerfleischen . Vor eiserne Proben stellt die
Vorsehung unser Volk. Großes wird gefordert , aber auch ge-
leistet . Aus eigener Kraft sichert die Landwirtschaft die Er -
nährung der Bevölkerung , aus eigener Kraft schaffen Jndu -
strie und Handwerk, wessen wir zur Verteidigung bedürfen ,
und über dem allen stehen die Taten unseres Volks in Waf -
fen , unaussprechlich in Größe und Heldentum . Mit unserm
König und Kaiser gehen wir voll Gottvertrauen und Sisges -
Zuversicht auch der Zukunft entgegen . Als Gruß an den
Landtag hat der Kaiser und Könia nur Worte heißen Dankes
an die Kämpfer draußen und daheim .

Die Thronrede kündigt sodann eine Erhöhung der Zuschläge
zur Einkommen - und Ergänzungssteuer an , ferner die ? er-
Wendung weiterer Mittel für Ostpreußen und den Ausbau des
Eisenbahnnetzes . Sodann heißt es :

Der Geist gegenseitig en Verstehen ? und Ver¬
trauens wird auch im Frieden fortdauern in gemein -
samer Arbeit des ganzen Volkes im Staat und lebendigen
Ausdruck finden in unserer Verwaltung , unserer Gesetzgebung
und in der Gestaltung der Grundlagen für die V e r -
tretung des Volkes in den gesetzgebenden
Körperschaften . In Stürmen ist der preußische Staat
groß geworden , im Sturm steht er auch heute unerschütterlich
da . Was Feindschaft als Zwang ausgibt , ist Freiheit aus
Ordnung gebaut . Gott sckütze Preußen auch in Zukunft und
bewahre es als starken Träger des Reichs ! Das Hoch auf den
König brachte der Präsident des Abgeordnetenhauses aus .

Die Verlesung der Thronrede war mehrfach von Beifall be -
gleitet .

Weitere Nachrichten.
London , 13. Jan . Reuter meldet aus Tokio : Eine

Person hat zwei Bomben unter das Auto des M i-
ni st erPräsidenten Grafen Okuma ge »
warfen . Okuma blieb unverletzt .

Srossberzogtum Waden .

Karlsruhe , 14 . Januar .
Seine Königliche Hoheit der Großherzog empfing

heute den Minister Dr . Rheinboldt , den Geheimerat Drv

Freiherrn von Babo und den Geheimen Legationsrat «
Dr . Seyb zum Vortrag .

** Balkanzüge . Aus militärischen Gründen wird der Mün -
chener Teil der Balkanzüge nunmehr über Baden bis und von
Straßburg ab durchgeführt. Die Balkanzüge führen auch auf
der Strecke, München—Stratzburg nur die 1 . und 2 . Wagen¬
klasse sowie einen Schlafwagen , dessen Benützung nur gegen
Lösung von Fahrkarten 1 . Klasse und Bettkarten gestattet ist.
Sie verkehren wie auf den übrigen Strecken wöchentlich zwei -
mal und zwar ab München in der Richtung nach Straßburg
in der Nacht von Montag auf Dienstag und von Donnerstag
auf Freitag , in der Richtung von Straßburg nach München .
Mittwochs und Samstags . Zwischen Straßburg und MÄnchen !
ist folgender Fahrplan festgesetzt worden :

2 ) Von Straßburg nach München (Konstantinopel ) .
Straßburg ' «» 124 » « * •
Baden -Los an 221 ab 211 .
Karlsruhe 221 „ 2ii „
Pforzheim 3 -2 „ 321 ,
Stuttgart 4— - +—
Eßlingen 521 . 525
Göppingen ' • • » 52! » 532
Deißlingen 5U „ 511 .
Uim ®30 - 638 -
Augöburg 751 » 753 "
München 85» ( „ 9 « - )•

b ) Bon (Konstantinopel ) München nach Straßburg .
an 911 Rachm . ab 911 Nachm.

1011 . „ 1012
1111 „ „ 1221 Vorm .
12£i Bonn . „ 1211 -
Ii « . . 115 »

. . . . . . w 122 „ „
2iä „ » 2il *

. Z2° „ . 321 »
31» „ . 3 -1 .

München

Ulm . . .
Göppingen .
Eßlingen .
Stuttgart .
Pforzheim .
Karlsruhe .
Baden -Oos .
Siraßburg . kii



Die Balkanzüge führen einen Schlafwagen Strasburg —

^ onstcmtinvpel und einen durchlaufenden Wagen I ./II . Klasse
iStratzburg —Welgrad und umgekehrt . Zur Herstellung des
Anschlusses an den am 15. d . Mts . in München nach Konstan -
tinopel abfahrenden Balkanzug wird ein besonderer Anschluß -
zug von Straßburg nach München geführt , der in dem für
den Balkanzug festgesetzten Fahrplan verkehrt und bei dem in
München umgestiegen werden muß .

Die näheren Bestimmungen über die Benützung der Bal¬
kanzüge sind aus dem „ Merkblatt für Reisende de? Balkan -
güge

" ersichtlich , daZ auf allen größeren Stationen aufliegt .

Kadischer Landtag.
Erste Kammer .

Vorläufiger Bericht über die 3 . öffentliche Sitzung
vom 13. Januar .

Der heutigen Sitzung der Ersten Kammer wohnten
S . D . der F ü r st zu Fü r st e n b e r g sowie die Herren
Staatsminister Dr . Freiherr von Dusch und Mi -
nister des Innern Dr . Freiherr von Bodman
bei . Vor Eintritt in die Tagesordnung hielt
Vizepräsident , Wirklicher Geheimer Rat B ll r k -
I i n eine kurze Ansprache anläßlich des Jahreswechsels .
Ein Rückblick sei unter den ganz außerordentlichen Zeit -
Verhältnissen inhaltsreicher und schwerwiegender denn
je zuvor . Hinter uns liegt ein Jahr des größten Krie -
ges der Weltgeschichte, für uns Deutsche ein Jahr groß -
ortiger Erfolge , aber auch unerhörter Opfer , die vorn
ganzen Volke als etwas Selbstverständliches gebracht
wurden und werden . Mit Gefühlen des Dankes gegen
Gott und die Menschen nehmen wir ins neue Jahr
die unerschütterliche Gewißheit mit hinüber , daß uns
in dem aufgedrungenen Kriege auch ferner der Sieg
beschieden sein wird . In dieser Gewißheit , in dieser
glaubensfrohen und felsenfesten Zuversicht wollen wir
im neuen Jahr zusammen mit der Großh . Regierung
an die Arbeit gehen , von der wir hoffen und wünschen ,
Jmß sie unserem Heimatlande zum Segen gereichen
möchte . Alsdann wurde in die Tagesordnung einge -
treten .

Bürgermeister Dr . Weiß berichtete namens der
Kommission über den Gesetzentwurf betr . die Wahl
der Landtagsabgeordneten in den fünf
größten Städten , durch welchen die gesetzliche
Regelung der Wahlkreiseinteilung bis 1918 hinausge -
schoben wird . Der Gesetzentwurf wurde debattelos ein -
stimmig angenommen .

Oberlandesgerichtspräsident Düringer berichtete
über den Gesetzentwurf betr . die Abänderung des
8 152 des badischen Kostengesetzes . Auch hier
wird die gesetzliche Regelung der Anwaltsgebühren zum
1 . Januar 1925 verschoben. Eine neue Verordnung ist
bereits ausgearbeitet .

Widerspruchslos wird auch dieser Gesetzentwurf an -
genommen .

'

Frhr . V . lft Roche - Starkenfels berichtet über
die Nachweise über die Erledigung der von der Er -
stcn Kammer int Landtag 1913/14 der Großh . Regie¬
rung überwiesenen Petitionen , die zu keinerlei
Beanstandung Anlaß gab .

Altbürgermeister G e l d r e i ch berichtete über die
Petition des H . G a n t e r in Neustadt um Rechts -

: Hilfe und beantragt Übergang zur Tagesordnung . Der
' Antrag wird angenommen .

Frhr . v . Göler berichtete über die Bitte des In -
• genieurs und Schriftstellers H . Wehner in Frankfurt
a . M . , betr . die gesetzliche Regelung des Aus -
kunsteiwesens . Wehner hat gleichzeitig mit der
Petition eine Schrift eingereicht , in welcher er die Schä -
den des Auskunfteiwesens , das er eine Hochschule der
Verleumdung und Ehrabschneidung nennt , darlegt .
Die ethische Frage komme neben der finanziellen nicht
zur Geltung . Gerichtlich sei der Schuldige schwer zu
fassen . Die Kommission beantragt , die Erste Kammer
wolle beschließen , die Großh . Regierung zu ersuchen ,
dem Auskunfteiwesen ihre Aufmerksamkeit zuzuwen -
den , nicht nur nach der finanziellen , sondern auch nach
der ethischen Seite , und der Großh . Regierung die
Schrift Wehners zur Kenntnisnahme zu überweisen .

Der Antrag wird angenommen .
Prälat Dr . Schmitthenner berichtet über die

Petition des Vereins Frauen wohl Groß -
Berlin , betr . die A u s h e b u n g der Zölibats -

bestimmungen der Lehrerinnen . Die Bitt -
steller wollen die Aufhebung der Bestimmungen , wonach
verheiratete und verwitwete Lehrerinnen nicht im
Schuldienst verwendet werden und eine Gleichstellung
derselben mit den übrigen , nichtverheirateten Lehrerin -
nen , mit besonderer Berücksichtigung der Lehrerinnen
mit Kindern . Die Großh . Regierung hält an ihrem
bisherigen Standpunkt fest, daß Lehrerinnen , wenn sie
heiraten , aus dem Schuldienst ausscheiden , sie will aber ,
wie bisher , im einzelnen Fall prüfen , ob eine Aus -
nähme zuzulassen ist oder nicht . Die Kommission aner -
kennt , daß dadurch das Mögliche geschehen und Härten
beseitigt sind ; sie anerkennt auch keine zwingende Not -
wendigkeit , über die vorhandene Fürsorge hinauszu -
gehen . Die Schaffung von Halbdienststellen könne nichr
in Betracht kommen . Die Kommission beantragt des -
halb , die Petition durch die Stellungnahme der Regie -

rung als im wesentlichen für erledigt zn erklären und
im übrigen zur Tagesordnung überzugehen . Der An -

trag wird angenommen .
Geh . Rat Dr . Glockner berichtet alsdann über

den Gesetzentwurf , betr . die Niederschla -

gung von Strafverfahren gegen Kriegs -

teilnehmer . Nachdem beim . Ausbruch des Krieges
durch landesherrliche Verordnung rechtskräftige Straf¬

urteile gegen Kriegsteilnehmer aufgehoben wurden ,
wäre es ungerecht , die noch anhängigen Strafverfahren
nach dem Kriege gegen Kriegsteilnehmer wieder aufzu -
nehmen . Dem will der Gesetzentwurf Rechnung tra¬
gen , da diese Materie anderweitig weder durch Reichs -
noch Landesgesetz , noch durch die Verfassung geregelt
ist . Die Kommission ist der Auffassung , daß es sich
hierbei um ein Verfassungsgesetz handelt , das ' zur An -
nähme die in § 64 der Verfassung vorgeschriebene Mehr -
heit der beiden Kammern bedarf bei Anwesenheit von
mindestens drei Vierteln der Mitglieder . Die Koni -
Mission beantragt Zustimmung zu dem Gesetzentwurf .

Vizepräsident Bllrklin stellt fest, daß drei Viertel
der Mitglieder anwesend sind.

Der Gesetzentwurf wird hierauf mit 30 Stimmen ein -

stimmig angenommen .
Der Zeitpunkt der nächsten Sitzung ist unbestimmt .

Zweite Kammer.
Berichte über die Verhandlungen der Budgctkommissio »

am Dienstag , den 11 . Januar 1916 (vormittags ) .
Gegenstand : Beratung der „Zweiten Denkschrift der

Großh . Staatsregierung über ihre wirtschaftlichen Maß -

nahmen während des Krieges .
"

In Fortsetzung der Beratung des Antrages der Abgg .
Kolb und Gen . , die Gewährung von Teuerungs - und Kin -
derzulagen betr . , sowie der zwei Petitionen der Eisen -
bahnerverbände gibt der Herr Finanzmini st er auf
Anfrage die Auskunft , daß auch in Württemberg Beamte
und Staatsarbeiter mit einem Gehalt oder Lohn von mehr
als 2100 M . Beihilfen nicht erhalten ; dort sei sogar noch
die einschränkende Bestimmung getroffen , daß Beamte
und Arbeiter , welche ein zur Einkommensteuer veranlag -
tes Gesamteinkommen von mehr als 2400 M . hätten ,
keine Beihilfe bekommen , auch wenn der Gehalt oder
Lohn weniger als 2100 M . betrage . Der Herr Finanz -

minister weist ferner nochmals auf die große finanzielle
Belastung hin , welche die Gewährung einer allgemeinen
Teuerungszulage für die Staatskasse mit sich bringen
würde ; eine so einschneidende Maßnahme sollte nur vor -

genommen werden , wenn ein unabweisbares Bedürfnis
dafür vorliege ; dies sei aber hier nicht der Fall , nachdem
die von der Regierung getroffenen Maßnahmen dem Ent -

stehen größerer Mißstände bereits ausreichend vorge -

beugt hätten . Für die Maßnahmen der Regierung sei
auch nicht das Vorgehen der Städte maßgebend , auf das
hingewiesen worden sei , sondern lediglich das der anderen
Bundesregierungen . Außer auf Grund der Vorschriften
über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen und
Kriegsbeihilfen seien in zahlreichen Fällen auch sonst
noch Beihilfen gewährt worden und würden solche in
wohlwollendster Weise auch weiterhin gewährt , zumal die
Landstände sich mit einer etwa notwendig werdenden
Überschreitung der betreffenden Anforderungen im Staats -

Voranschlag einverstanden erklärt hätten . Einem Ver -

allgemeinern bei der Gewährung von Teuerungszulagen
sei unbedingt zu widerraten , dadurch würden leicht Un -

billigkeiten entstehen ; es müsse von Fall zu Fall entschie -
den werden , ob die Gewährung einer Beihilfe angebracht
sei oder nicht , da die Verhältnisse sehr verschieden gelagert
seien und namentlich bei den auf dem Lande wohnenden
Arbeitern und Beamten die Teuerung sich bei gewissen
Lebensbedürfnissen weniger fühlbar , mache als bei den
in den Städten wohnenden .

Mehrere Mitglieder der Kommission sind der
Ansicht , daß die finanzielle Wirkung der beantragten Re -

gelnng für die Staatskasse nicht ausschlaggebend sein
dürfe , wenn ein wirklicher Notstand vorliege ; letzterer
könne aber nicht bestritten werden . Mit einem Ein -
kommen von weniger als 2000 M . könne heute eine mehr -

köpsige Familie , wenigstens in der Stadt , nicht durch -
kommen . Das Vorgehen der größeren Städte , die ihren
Beamten und Arbeitern durchweg Zulagen gewährt hat -
ten , sei ein Beweis hierfür . Richtig sei, daß auf dem
Lande die Verhältnisse meist günstiger gelagert seien ,
daher müsse man eben bei Gewährung von Zulagen vor -
zugsweise die in Städten lebenden Beamten und Ar -
beiter berücksichtigen. Die Vorteile , welche eine An -
stelluug beim Staat im Frieden biete , hätten sich wenig -
stens für die Arbeiter im Krieg insofern in einen Nach -
teil verwandelt , als sie jetzt die in der Industrie erfolgte
Lohnerhöhung nicht ausnützen könnten . Der Staat solle
dem Beispiel der Städte folgen und wenigstens den Ar -
beitern und Beamten , die in den Städten wohnen , all -
gemein Zulagen gewähren .

Ein Mitglied weist darauf hin , daß bei einer all -
gemeinen Aufbesserung allerdings auch Fälle vorkommen
könnten , in denen eine Beihilfe Nichtbedürftigen gewährt
werde , aber dies seien nur Ausnahmen . Jedenfalls sei
das für Teuerungszulagen aufgewendete Geld , fo hoch
der Betrag auch sein möge , nicht hinausgeworfen , sondern
ein Anlagekapital , welches in einem verbesserten Gesund -
sundheitsznstand der Kinder der Beamten und Arbeiter
seinerzeit seine Zinsen reichlich tragen werde . Der Vor -
schlag in der Petition des Süddeutschen Eisenbahner -
Verbandes , allen staatlichen Arbeitern und Beamten , deren
monatliches Einkommen einschließlich Wohnnngsgeldzu -
schuß nicht 130 M . betrage , eine Teuerungszulage von
täglich 30 Pf . , bei Einkommen von 130 bis 200 M . eine
solche von täglich 20 Pf . zu geben , wird von mehreren
Seiten als zu weitgehend bezeichnet. Auch die Rücksicht
auf andere Stände , die unter dem Krieg schwer zu leiden
haben , verbiete eine übermäßige Ausbesserung der Beam -
ten - und Arbeiterentlohnungen . Der Vertreter des
Antrags äußerte sich schließlich dahin , daß nian sich
mit einer Teuerungszulage von 30 Pf . bei einem Mo¬

natseinkommen bis zu 130 M . und von 20 Pf . bei einem
Monatseinkommen bis zu 180 M . für Arbeiter und Be -
amte , die in Städten wohnen , noch einverstanden erklären
könne .

Auf die Behauptung eines Mitgliedes , die un -
teren Stellen zeigten bei Prüfung von Gesuchen um Bei -
Hilfen nicht immer das erforderliche Verständnis für die
gegenwärtige Lage , benierkt der Herr Finanzmini -
st e r , daß diese Stellen mit Rücksicht auf die bestehende
Teuerung in einein allgemeinen Erlaß angewiesen wor -
den seien , bei Beurteilung solcher Gesuche sämtliche Ver -
Hältnisse , also insbesondere auch die Größe der Familie ,
in Rücksicht zu ziehen und sich nicht lediglich auf die
früheren Grundsätze zu beschränken , nach welchen nur bei
Krankheit und Unglücksfällen Beihilfen gewährt wurden .
Einen Weg zu finden , der alle Ungleichheiten vermeide ,
sei schwer ; er sei aber bereit , einer aus der Kommission
gegebenen Anregung entsprechend die Vertreter der Ar -
beiter und Beamten anzuhören . Ein Mitglied be-
mangelt , daß Familien , welche schwachsinnige oder nicht -
arbeitsfähige Kinder über 15 Jahre hätten , keine Kinder -
zulage bekämen . Der Herr Finanzminister sagt
Prüfung dieser Bemängelung zu . Auf die Frage eines
anderen Mitgliedes , ob es richtig sei , daß in Mann -
heim Schutzleute Beihilfen von ganz kleinen Beträgen ,
z . B . von 48 Pfennigen , bekommen hätten , erklärt ein R e-
giernngsvertreter , daß b ' er ein Irrtum vorlie -
gen müsse , denn der geringste Schräg , der als Beihilfe
gewährt werde , sei 1 M . Die Kommission kommt schließ-
lich zu dem Ergebnis , der Zweiten Kammer vorzuschla -
gen , die beiden Petitionen der Eisenbahnerverbände der
Regierung mit dem Ersuchen empfehlend zu überweisen ,
die Organisationen der Arbeiter und unteren Beamten
zu hören , inwieweit eine Notlage besteht und auf welche
Weise einer solchen abgeholfen werden könne , und den
Antrag der Abgg . Kolb und Gen . hierdurch für erledigt
zu erklären .

Der Berichterstatter geht sodann auf den An -
trag der Abgg . Dr . Koch und Gen . ein , nach welchen die
Regierung ersucht werden soll, den Hinterbliebenen der
im Kriege gefallenen Beamten , welche noch nicht etat -
mäßig angestellt und daher nicht pensionsberechtigt
waren , bis zu einer entsprechenden Änderung der Ge -
setzgebung ständige Unterstützungen zu gewähren . Er
verliest weiterhin die schriftliche Antwort der Regierung ,
in welcher darauf hingewiesen wird , daß eine Änderung
der bestehenden reichsgesetzlichen Vorschriften über Ver -
sorgung der Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen sei-
tens des Reichsschatzsekretärs für die Zeit alsbald nach
Friedensschluß in Aussicht gestellt fei ; es sei daher nicht
angängig , vorher in einen : einzelnen Bundesstaat gesetz¬
liche Maßnahmen in dieser Richtung zu treffen . Von dem
den Antrag begründenden Mitglied wird ausgeführt ,
die nichtetatmäßigen Beamten und ihre Hinterbliebenen
seien nach dem bestehenden Beamtengesetz nicht versor¬
gungsberechtigt . Die lange Wartezeit bis zur etatmäßi -
gen Anstellung bringe es mit sich , daß eine größere Zahl
dieser Beamten bereits verheiratet sei und Kinder habe ;
für diese und die Witwen müsse gesorgt werden , wenn der
Beamte gefallen sei , und zwar nicht in der Weise , daß
diese Hinterbliebenen auf ihre alljährlich zu wieder -
holenden Anträge gnadenweise „Unterstützungen " erhiel -
ten , sondern indem ihnen ein Rechtsanspruch auf eine
Versorgung zugesprochen werde . Eine Änderung der Be -
amtengesetzgebung werde unter den jetzigen Zeitverhält -
nissen wohl nicht so bald vorgenommen werden , als man
dies vor dem Krieg erwartet habe ; man könne deshalb
die Angelegenheit nicht so lange zurückstellen, bis die Be -
amtengesetzgebung geändert werde ; die Forderung der
Antragsteller müsse so bald wie möglich erfüllt werden
als eine Maßnahme zur Förderung der Bevölkerungs -
zunähme , die ' gerade jetzt von ganz besonderer Wichtig -
keit sei.

Der Herr Finanzmini st er führt demgegenüber
aus , eine Änderung der Beamtengesetzgebung in der von
den Antragstellern gewünschten Richtung sei nicht in
Aussicht genommen gewesen und könne auch nicht in
Aussicht gestellt werden ; der Unterschied zwischen etat -
mäßigen und nichtetatmäßigen Beamten , der bei Ver -
wirklichung der fraglichen Forderung beseitigt würde ,
könne nicht so ohne weiteres fallen gelassen werden , da
eine solche Maßnahme sehr leicht auch noch weitere Folgen
nach sich ziehen könnte , und insbesondere auch unüber -
blickbare finanzielle Folgen haben würde . Es liege aber
auch heute gar kein Grund zu einer solchen Maßnahme
vor , da die Regierung schon in entgegenkommendster
Weise von Fall zu Fall Beihilfen gewähre . Ständige Bei -
Hilfen an nichtetatmäßige Beamte zu bezahlen , sei aller -
dings etatrechtlich nicht zulässig : bei wohlwollender
Handhabung aber könnten die sich hieraus ergebenden
Härten und Belästigungen vermieden werden und die
Regierung fei bereit , in dieser Richtung zu tun , was in
ihren Kräften stehe. Die Zahl der in Betracht kommen -
den Fälle sei im übrigen eine so geringe , daß eine gesetz-
geberisches Eingreifen nicht wohl gerechtfertigt erscheine.
Zudem sei die Streitfrage , ob und inwieweit Zuwendungen
aus öffentlichen Mitteln an Hinterbliebene von Kriegs -
teilnehmern auf die vom Reich zu bezahlende Militärver -

sorgung anzurechnen oder beide nebeneinander zu g>
währen feien , noch nicht durch höchstrichterliches Urteil
zum Austrag gebracht — ein anhängiger Fall sei zwar in
erster Instanz erledigt , werde aber , um eine grundsätzliche
Entscheidung herbeizuführen , jedenfalls bis zur höchst -?.!
Instanz durchgeführt werden — ; vorher könne an eine
Regelung der hier ausgeworfenen Frage nicht gegangen
werden .



Mehrere Mitglieder treten der Ansicht deS Herrn
Finanzministers bei , daß sich eine Regelung der Angele -
genheit unter den gegebenen Umständen vorerst nicht
empfehle . Ein Mitglied stimmt auch den Ausfüh -
rungen zu , daß eine Änderung der badischen Beamten -
gesetzgebung im Sinne der Antragsteller so schwerwie-
gende Folgen haben würde , daß dieselbe in absehbarer
Zeit nicht in Aussicht genommen werden könne . Die der-
zeitige lange Wartezeit bis zur etatmäßigen Anstellung
bilde keinen genügenden Grund zu einer solch eingreifen -
den Maßnahme . Ein anderes Mitglied bezeichnet
das derzeitige System der Beamtenbezahlung und -Pen -
sionsberechtigung für dringend der Änderung bedürftig ,
da es nach allen Richtungen Ungerechtigkeiten gegenüber
anderen Ständen zur Folge habe und deshalb Mißstim -
mung hervorrufe . Sehr erwägenswert sei der Vor -
schlag , das Versicherungswesen zu verstaatlichen , den Ver -
sicherungszwang für alle Angestellten in Staats - wie in
Privatbetrieben gleichmäßig einzuführen und auch die
Beamten zur Bezahlung der ordnungsmäßigen Beiträge
heranzuziehen . Daß im Staatsbetrieb Beamtenstellen
eingespart werden könnten , wenn man die Beamten aus -
reichend bezahle und dafür auch entsprechende Arbeits -
leistungen von ihnen verlange , sei schon verschiedentlich
hervorgehoben worden . Auch mit der großen Zahl der
Examina müsse gebrochen und den Tüchtigsten ohne
solche die höheren Stellen zugängig gemacht werden . Ein
anderes Mitglied schließt sich der Ansicht an , daß die
Gehalte der Beamten und namentlich die Anfangsgehalte
und die Zulagen erhöht werden müßten . Der ganze
Aufbau der Beamtengesetzgebung müsse als unsozial be-
zeichnet werden ; ein entschiedener Mißstand sei z . B . , daß
öas gesetzliche Witwengeld nur 30 v . H . des Einkom -
mensanschlages betrage , und daß die Witwe und die
Kinder zusammen nicht mehr an Versorgungsgehalt be -
kommen können , als der Beamte am Todestag als Ruhe -
gehalt zu beanspruchen gehabt haben würde . Ein Mit -
glied hält die Durchführung der Verstaatlichung des
Versicherungswesens für außerordentlich schwierig ; dies
habe sich bei Prüfung der Frage der Verstaatlichung der
Fahrnisversicherung seinerzeit zur Genüge ergeben . Die
Einrichtung , daß die Beamten zur Aufbringung der
Mittel für die Hinterbliebenenrenten beigezogen würden ,
habe man früher ja gehabt und sie damals abgeschafft ;
ihre Wiedereinführung würde unzweifelhaft sofort Be¬
strebungen nach neuerlicher Gehaltserhöhung zur Folge
haben . Daß der Staatsdienst entschiedene Vorteile habe ,
beweise der »» gemindert andauernde große Zudrang zur
staatlichen Laufbahn . Was die Staatsexamina anbe -
lange , so könne auf dieselben nicht verzichtet werden , da
sie notwendig seien , um ein gewisses Maß von K >?nnt -
nissen der Bewerber um Staatsstellen nachzuweisen .
Namens der Antragsteller erklärt ein Mitglied , daß
el diesen hauptsächlich darum zu tun sei , den Witwen
i'?r gefallenen nichtetatmäßigen Beamten das standige
Petitionieren um Unterstützung als ihrer unwürdig und
kränkend zu ersparen ; da etatrechtliche Bedenken gegen
die Gewährung „ständiger Unterstützungen " geltend ge-
macht würden , seien sie auch damit einverstanden , daß
der von ihnen beabsichtigte Zweck auf dem vom Herrn
Nnanzminister vorgeschlagenen Wege erreicht werde . Der
Antrag Dr . Koch und Gen . wird in diesem Sinne auge -
nommen .

Der Bericht er st atter trägt alsdann den Inhalt
einer gemeinsamen Petition des Verbandes der Vereine
mittlerer badischer Staatsbeamten , des Verbandes badi -
scher Eisenbahnbeamtenvereine , des Badischen Lehrerver -

einH » nd de» Badischm Eisenbahnerverbandes vor , in wel -
cher um Erfassung gesetzlicher Bestimmungen gebeten
wird , daß

1 . die Beamten und Volksschullehrer , die im Kriegs -
dienste oder infolge desselben amtsuntauglich werden ,aus Reichs- und Landesfürsorge einen Ruhegehalt beJ
ziehen , der beweglich mindestens dem Einkommens -
anschlage entsprich , der diesen Beamten zukäme , wenn
sie noch im aktiven Bemntenverhältnisse stünden ,

2 . die Hinterbliebenen der im Kriegsdienst gefallenen
oder infolge einer Kriegsdienstbeschädigung vorzeitig
verstorbenen Beamten und Volksschullehrer Versorgungs -
gehalte jeweils von demjenigen Einkommensanschlage er -
halten , der dm Verstorbenen zukäme , wenn sie noch im
aktiven Beamtenverhältnisse stünden ,

3. ein im Kriegsdienste dauernd beschädigter Beamter
und Volksschullehrer , der infolge dieser Kriegsdienstbe -
schädigung auf einer geringeren Amtsstelle verwendet
wird , Gehalt und Einkommensanschlag nach denjenigen
Gehaltsklassen bezieht , auf die der Kriegsdienstbeschädigte
begründete Anwartschaft hatte .

Der Berichterstatter verliest ferner die Antwort der Re -
gierung , die im wesentlichen dieselben Gründe für ihre
Stellungnahme anführt , wie sie in der Regierungs -
erklärung zum Antrag Dr . Koch und Gen . enthalten sind .
Die Durchführung der verschiedenen Wünsche der Peten¬
ten dürfte nach Ansicht mehrerer Mitglieder auf
große Schwierigkeiten stoßen , so namentlich die Feststel -
lung des Einkommensanschlags , der dem verstorbenen
Beamten zukäme , wenn er sich noch im aktiven Beamten -
Verhältnisse befände . Jedenfalls könne eine Behandlung
der Frage erst erfolgen , wenn feststehe , ob die Beamten -
bezüge aus der Staatskasse neben den Militärbezügen
zu bezahlen seien und nicht bevor die vom Reich in Aus -
ficht gestellte Änderung der Hinterbliebenenversorgungs -
Vorschriften vorgeno . . . men sei. Die Petition soll dem -
gemäß der Großh . Regierung zur Kenntnisnahme als
Material überwiesen werden .

Der Berichter st atter gibt weiter an Hand der
Denkschrift einen kurzen Überblick über die Verwendung
von Kriegsinvaliden im staatlichen Dienst und die hier -
für von der Regierung aufgestellten Grundsätze . Auf
eine Anfrage erklärt der Herr Finanzmini st er ,
daß bei Besetzung freiwerdender Stellen in der Eisen -
bahnverwaltung , die hier ja hauptsächlich in Betracht
komme , die Invaliden der Reihenfolge ihrer Bewerbung
nach berücksichtigt werden ; es sei nicht zu befürchten , daß
Invalide , die erst im weiteren Verlauf des Krieges oder
nach demselben zur Übernahme einer Stelle in der Lage
seien , hierdurch benachteiligt würden , da voraussichtlich
auch später immer wieder geeignete Stellen verfügbar
würden . Nach einem Bericht der Generaldirektion vom
15. Dezember 1916 hätten sich bis zu diesem Tage 258
Bewerber gemeldet gehabt , die früher nicht bei der Eisen -
bahnverwaltung angestellt waren ; 114 seien davon ein -
gestellt , 17 vorgemerkt , 20 an den Stellennachweis ver -
wiesen , 14 abgewiesen worden : 45 hätten ihre Bewerbung
zurückgezogen ; 48 Gesuche seien noch nicht erledigt ge-
Wesen . Oberster Grundsatz sei übrigens , Invalide tun -
lichst wieder ihrem früheren Beruf zuzuführen . Die
Grundsätze für die Verwendung von invaliden Offizie -
ren im staatlichen Dienst seien vereinbart und würden
demnächst herausgegeben werden . Die Organisation des
Stellennachweises für Invalide fei bereits ins Leben
getreten .

Auf eine weitere Anfrage erklärt der Herr Finanz ,
m i n i st e r , die badische Eisenbahnverwaltung habe de»
eingestellten Invaliden ursprünglich die Militärrettt «
auf den Lohn angerechnet ; neuerdings aber habe ma»
sich mit den anderen Eisenbahnverwaltungen dahin ge»
einigt , daß man den Lohn solcher Invaliden ohne Rück>
ficht auf die Höhe der Rente lediglich nach ihrer Lei»
stungssähigkeit festsetze . Bei Festsetzung der für die Be »
Messung des Lohnes maßgebenden Leistungsfähigkeit
werde wohlwollend verfahren . Eine Anrechnung der Ver -
stümmelungszulage sei ausgeschlossen . Die Anfrage
eines Mitgliedes , ob die Regierung in ihren Be -
trieben auch die sogenannten kleinen Hilfsmittel für In -
valide , d . i . Hilfsapparate für mechanische Verrichtungen ,
verwende , wird von dem Herrn Finanzminister
bejaht .

Der Vorsitzende erstattet noch kurz Bericht über
die von der Regierung vorgelegte Nachweisung der in
den Jahren 1914 und 1915 vorgenommenen Änderungen
des Vollzugstarifs zum Gehaltstarif , ferner über die
Mitteilung der Regierung , daß seit dem Schluß des letz-
ten ordentlichen Landtags die Gemeinden Gaggenau .
Krozingen und Eutingen in die nächsthöhere Ortsklasse
des Wohnungsgeldtarifs versetzt wurden , sowie endlich
über die Denkschrift , welche die Großh . Oberrechnungs -
kammer über die Ergebnisse der Rechnungsabhör für den
Landtag 1915/16 verfaßt hat . Die Kommission wird der
Zweiten Kammer vorschlagen , auszusprechen , daß sie von
diesen 3 Vorlagen Kenntnis genommen und zu Bean -
standungen keinen Anlaß gefunden habe .

Weueste Drahtnachrichten .
Amtliche Tagesberichte.

W .T .-B . Großes Hauptquartier , 14. Jan ^
vormittags . (Amtlich .)

Westlicher Kriegsschauplatz :
Bei Sturm und Regen blieb die Gesechtstätigkeit auf

vereinzelte Artillerie -, Handgranaten - und Mincnkämpse
beschränkt .

östlicher und Balkankriegsschauplatz :
Keine Ereignisse von besonderer Bedeutung .

Oberste Heeresleitung .
Cetinje genommen !

Wien , 14. Jan . Amtlich wird verlautbart vom 14.
Januar 1916 :

Die Hauptstadt Montenegros ist in unserer Hand . De »
geschlagenen Feind verfolgend , sind unsere Truppen ge»
stern nachmittag in Cetinje , der Residenz des montene -
grinischen Königs , eingerückt. Die Stadt ist unversehrt,die Bevölkerung ruhig .

Der Stellvertreter des Chefs des Generalstabes :
v. Höf er , Feldmarschalleutnant .

Verantwortlich für den Staatsanzeiger und den
redaktionellen Teil :

Chefredakteur C . A m e n d in Karlsruhe .
Druck und Verlag :

© . Braunsche Hof buchdruckerei in Karlsruh »

Arbeitsvermittlung für Kriegsinvalide .
Der badische Landesausschutz für Kriegsinvalidenfürsorge

bittet die Bezieher des Staatsanzeigers , die der heutigen Num¬
mer beigegebenen , auf die Einrichtungen der Kriegsinvaliden -
fürsorge hinweisenden Tafeln in Räumen auszuhängen , die
dem Publikum zugänglich sind . Weitere Tafeln liefert die
GeschäftssteTe des Landesausschusses — Karlsruhe , Herren¬
straße 1 — unentgeltlich .

Museum Karlsruhe
e . V .

Neues Konzerthaus -
1

irlsruher I

Montag den 17 . Januar , abends 8 ' /, Uhr

Lieder -Abend

Konzertsängerin , Berlin
für die Mitglieder des Museums und deren An¬
gehörige (§ 19 der Satzung ) . Abgabe der not¬
wendigen Eintrittskarten Freitag den 14. , Samstag
den 15 ., sowie Montag den 17 . Jan . , v . 10- 1 u . 5-6 Uhr
im Sekretariat , Kaiserstr . 90, II . 0er Vorstand .

Amin MMling e . V .
Vortrags Programm .

Regierungörat Prof . Dr . Rupp über : Nahrungsmittel und
Ersatznährstoffe in der Kriegszeit . Donnerstag , den
3 ?. Januar .

Professor Dr . Eitner über : Beleuchtungswesrn mit Experi¬
menten . Donnerstag , den 3 . Februar .

Professor Dr . Hausrath über : Wald und Waldwirtschast mit
Lichtbildern . Donnerstag , den 17 . Februar .

Geheimerat Prof . Dr . von Oechelhäufer über : Städte und
Kunstwerke Flanderns und Belgiens mit Lichtbildern .
Der Tag wird noch in den Zeitungen bekannt gegeben .

jeweils abends 8% Uhr in der Technischen Hochschule.
Eintrittspreise : Der Einzelvortrag 20 Pf . , alle 4 Vorträge

zusammen 60 Pf . Die Karten sind in der Geschäfts -
stelle, Akademiestratze 67, zu haben , von . 2—4 und
y? 7— 'A8 Uhr . « .358

Geschäftsstelle des Pereins Volksbildung .

Mittwoch , 19 . Januar , 8 Uhr
:um Besten der Sammlung für die Familien Karlsruher

Krieger (Städtische Kriegsfürsorge )

Wagner - Abend
veranstaltet von Frau

Soffie Palm -Cardes
unter Mitwirkung des

Großherzoglichen Hoforchesters
Leitung: Herr Hofkapelimeister Alfred Lorentz

Vortragsfolge :
Parsifal : Vorspiel

„ Erzählungder Kundry
3 Gedichte (instr. von Mottl)
Tristan : Vorspiel

Liebestod

Götterdämmerung :
Trauermusik beim
Tode Siegfrieds

.. Schlußgesang der
Brünhilde

Karten zu 620 . 5 20. 4 20 . 3.20. 2 -20 und 1 .70 in der
sfmusikalie
handlung

Ho
S

k
ung

en"
Hugo Kuntz Nachfüleer

Kurt Neufeldt
Kaiserstraße 11 -4 C .359

Kassenstunden nur von 9 —1 und 3 —7 Uhr

Bürgerliche ReWMegx .
a . Streitige Gerichtsbarkeit -

Q .820 .2 . Heidelberg . Die
Michael Vogt Ehefrau , Su »
fanna geb. Kern in Meckes-
heim hat beantragt , den ver -
schollenen Schuhmacher Phi -
lipp Kern , geb . 3. Mai 1864 in
Meckesheim , zuletzt wohnhaft
in Meckesheim , für tot zu er -
klären . Der bezeichnete Ver »

Wollene wird , aufgefordert ,
sich spätestens in dem auf
Donnerstag de« 28 . Sep »

tember 1916 , vormittags Ig
Ahr , vor dem unterzeichneten
Gericht Zimmer 4 anberaurn -
ten Aufgebotstermine zu
melden , widrigenfalls die
Todeserklärung erfolgen wird .

An alle , welche Auskunft
über Leben oder Tod des Ver -
schollenen zu erteilen dermo -
gen . ergeht die Aufforderung ,
spätestens im Aufgebotster -
mrine dem Gericht Anzeige
zu machen .

Heidelberg , 6 . Jan . 1916.
GrrichtSfchreiberri Großh .

Amtsgerichts V .

Q .821 .2. Pforzheim . Der
Goldarbeiter Karl Gustav
Böffert in Pforzheim -Dill -
weißenstein hat beantragt ,
den verschollenen Goldarbeiter
Emil Böffert , geboren am 31.
März 1878 in Pforzheim -
Dillweitzenstein , zuletzt wohn -
hast in Pforzheim - Dillwei -
ßenstein , für tot zu erklären .

Der bezeichnete Verschollene
wird aufgefordert , sich späte -
stens in dem auf :
Mittwoch , den 4. Okt . 1916,

vormittags 9 Uhr ,
vor dem Großh . Amtsgericht
hier , Zimmer Nr . 6, cmbe-
räumten Aufgebotstermin zu
melden , widrigenfalls die

Todeserklärung erfolgen wird .
An alle ^ welche Auskunft

über Leben oder Tod des
Verschollenen zu erteilen
vermögen , ergeht die Auffor¬
derung , spätestens im Auf -
gebotstermin dem Gerichte
Anzeige zu machen .

Pforzheim , 8. Jan . 1916.
Gerichtsschreiberei Großh .

Amtsgerichts A. 2.

Q .831 . Konstanz . Im Kon -
kursverfahren über das Ver¬
mögen des Schuhwarenhänd¬
lers Franz Tchühle in Kon ,
stanz ist Termin zur Ab -
nähme der Schlußrechnung
und zur Erhebung von Ein -
Wendungen gegen da ? Schluß -
Verzeichnis bestimmt aus :
Freitag , den 4. Februar 1916 ,

vormittags 11 Uhr ,
vor Großh . Amtsgericht Kmi»
stanz — Zimmer 55 —.

Konstanz , 8 . Jan . 1916.
Der Gerichtsschreiber Großh .

Amtsgerichts .

Q .830 . Heidelberg . Im
Wege der Zwangsvollstreckung
wird das nachgezeichnet ?
Grundstück am
Montag , den 20 . März 1916»

vormittags 10 Uhr ,
durch das unterzeichnete No-
tariat — in dessen Dienst¬
räumen Leopoldstraße Nr . 11
— dahier versteigert .

LA >. Nr . 955 : 7 ar 23 qm
Grundfläche mit Gebäulich »
leiten , — Hauptstraße Nr . 146
hier .

Schätzung : 215 000 M .
Nähere Auskunft beim Gr .

Notariat .
Heidelberg , 10. Jan . 1916.

Großh . Notariat I als Boll »
streckungsgericht .

Holzlieserung.
Die Großh . Rheinbauin »

spektion Offenburg vergibt -
mit vierwöchentlicher Zu »
schlagsfrist in öffentlicher .
Verbeugung die Lieferung von
rund 32 cbm tannenem Kant¬
holz , 430 qm tannenen Fleck- ,
tingen , 390 qrn eicheneui
Schiffsdielen , 10 cbm eiche»
nem Kantholz für die Schiff -
brücke bei Treffern . Maß -
gebend für die Verdingung ist
die Verordnung Großh Fi »
nanznrinisteriums vom , 3. Ja -
nuar 1907 . Die Lieferungs¬
bedingungen und die Ange -
botsvordrucke liegen hier und .
bei dem Brückenmeister auf .

Angebote sind postfrei mit
der Aufschrift „ Holzlieferung "

zur Verdingungsverhandlung
am Samstag , den 22. v . M »
vormittags 11 Uhr » auf dem
/Geschäftszimmer Wilh ^ mstr ,
Nr . 2 einzureichen .
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